
  15.10.2019 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.10.2019 

Geschäftszahl 

Ra 2019/11/0033 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2019/11/0034 

Besprechung in: 

DRdA 3/2020, 195-204; 

Rechtssatz 

Im Revisionsfall hat das VwG im Rahmen der Bemessung der Geldstrafe den Strafrahmen des § 7i Abs. 4 
vierter Strafsatz AVRAG 1993 angewendet, der im Falle der grenzüberschreitenden 
Arbeitskräfteüberlassung bei nicht nachweislicher Bereitstellung von Lohnunterlagen durch den 
Überlasser (Z 2 leg. cit.) eine Mindeststrafe vorsieht. Nach dem Urteil des EuGH vom 12.9.2019, 
Maksimovic, C-64/18, C-140/18, C-146/18 und C-148/18 (Rn 43),  ist aber die Anordnung einer 
Mindeststrafe für eine derartige Übertretung nicht mit dem Unionsrecht vereinbar, weil sie auch Fälle 
erfasst, in denen der beanstandete Sachverhalt (Nichtbereitstellung von Lohnunterlagen) im Lichte der 
Ausführungen des EuGH nicht von besonderer Schwere ist. 
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